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BFH – Anhängige Verfahren 
 

 
 

 
 

  

 

AO § 152 Abs 3 Nr 3: 
Personengesellschaft, Steuererklärung, Gesonderte Feststellung, Verspätungszu-
schlag, Steuererstattung, Folgebescheid, Ermessen  

Bundesfinanzhof Az: IV R 29/23  
Ist bei der Festsetzung eines Verspätungszuschlags wegen verspäteter Abgabe einer Er-
klärung zur gesonderten und einheitlichen Feststellung von Besteuerungsgrundlagen die 
Rückausnahme des § 152 Abs. 3 Nr. 3 der Abgabenordnung mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass bezüglich der festgesetzten Steuer, der Summe der festgesetzten Vorauszahlun-
gen und der anzurechnenden Steuerabzugsbeträge auf die dem Feststellungsbescheid fol-
genden Einkommensteuer- beziehungsweise Körperschaftsteuerbescheide der Gesell-
schafter abzustellen ist? 

  

 

AO § 152 Abs 7: 
Verspätungszuschlag, Einheitliche und gesonderte Feststellung, Ermessen, Ungleich-
behandlung  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 28/23  
Festsetzung eines Verspätungszuschlags nach den Sonderregelungen aufgrund der 
Corona-Pandemie1. Sind die Aussagen des BMF-Schreibens vom 15.04.2021 (BStBl I 
2021, 615) dahingehend zu interpretieren, dass die gebundene Festsetzung nach § 152 
Abs. 2 AO für den Veranlagungszeitraum 2019 nicht zur Anwendung kommt und die 
Festsetzung des Verspätungszuschlags gemäß § 152 Abs. 1 AO im Ermessen der Finanz-
behörden steht?2. Liegt bei der Bemessung des Verspätungszuschlags für Erklärungen zur 
gesonderten und einheitlichen Feststellung der Einkünfte eine nicht zu rechtfertigende 
Ungleichbehandlung gegenüber den übrigen auf ein Kalenderjahr bezogenen Steuererklä-
rungen darin, dass die Rückausnahmen des § 152 Abs. 3 Nr. 2 und 3 AO bei Feststel-
lungserklärungen nicht zur Anwendung kommen? 

  

 

AO § 174 Abs 4: 
Teilwertabschreibung, Anleger-Aktiengewinn  

Bundesfinanzhof Az: I R 41/23  
Berücksichtigung von steuerwirksamen Teilwertabschreibungen aus früheren Jahren bei 
der Ermittlung des Anleger-Aktiengewinns nach § 5 Abs. 2 Satz 1, § 8 Abs. 3 InvStG 
2004 i.V.m. § 8b Abs. 2 Satz 1, 3, 4 KStG beim Übergang vom KAGG auf das InvStG? 
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AO § 231: 
Abrechnungsbescheid, Zahlungsverjährung, Verjährung, Änderungsbescheid  

Bundesfinanzhof Az: III R 46/22  
Leben die bereits in 2005 zahlungsverjährten Steueransprüche (1985) für die keinerlei 
verjährungsunterbrechende Maßnahmen (§ 231 AO) ausgebracht wurden, wieder auf, 
wenn die Einkommensteuerfestsetzung des betreffenden Jahres in 2016 geringfügig zu 
Gunsten des Stpfl. geändert wurde? 

  

 

AO § 240: 
Säumniszuschlag, Zinsanteil  

Bundesfinanzhof Az: XI R 18/23  
Ist die Höhe des in den Säumniszuschlägen enthaltenen Zinsanteils verfassungswidrig? 

  

 

AO § 60a Abs 1: 
Gemeinnützigkeit, Satzung, Doppeltes Satzungserfordernis, Unmittelbarkeit  

Bundesfinanzhof Az: V R 22/23  
Gemeinnützigkeitsrecht: Zum "doppelten Satzungserfordernis" bei § 57 Abs. 3 AOErfor-
dert ein "satzungsgemäßes planmäßiges Zusammenwirken" zur Verwirklichung des eige-
nen steuerbegünstigten Satzungszwecks (§ 57 Abs. 3 AO), dass das Zusammenwirken 
nicht nur in der Satzung der leistungserbringenden Körperschaft als Art der Zweckver-
wirklichung festgehalten sein muss, sondern auch, dass die Körperschaft, mit der koope-
riert wird, und die Art und Weise der Kooperation auch in der Satzung der leistungsemp-
fangenden Körperschaft bezeichnet sein müssen (sog. "doppeltes Satzungserfordernis"; 
AEAO Nr. 8 zu § 57 AO)? 

  

 

AO § 89 Abs 3 S 2: 
Verbindliche Auskunft, Gebühr, Umwandlung, Antragsteller  

Bundesfinanzhof Az: IV R 6/23  
Ist, wenn mehrere Personen eine verbindliche Auskunft betreffend denselben Sachverhalt 
-hier ein mehrstufiges Umwandlungsverfahren- beantragen und daraufhin das Finanzamt 
wort- und inhaltsgleiche verbindliche Auskünfte an jeden Antragsteller erteilt, gegen je-
den Antragsteller eine Auskunftsgebühr festzusetzen, oder hat ein gemeinsamer Gebüh-
renbescheid gegen alle Antragsteller als Gesamtschuldner zu ergehen? Ist der Anwen-
dungsbereich von § 89 Abs. 3 Satz 2 AO auf die in § 1 Abs. 2 StAuskV genannten Fall-
gruppen beschränkt? 

  

 

AO § 89: 
Verbindliche Auskunft, Gebühr, Umwandlung  

Bundesfinanzhof Az: X R 30/22  
Wie ist die Gebühr für eine verbindliche Auskunft in Umwandlungsfällen zu berechnen? 

  



 

bbh Fortbildung GmbH Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 3 - 
 
 

 

AStG § 1 Abs 1 S 1: 
Außensteuerrecht, Funktionsverlagerung, Verdeckte Gewinnausschüttung  

Bundesfinanzhof Az: I R 43/23  
Voraussetzungen für eine grenzüberschreitende Funktionsverlagerung - Kein Ansatz einer 
verdeckten Gewinnausschüttung mangels Überlassung einer Gewinnchance in Gestalt ei-
ner vermögenswerten PositionLiegt eine Funktionsverlagerung nicht vor, wenn weder 
Wirtschaftsgüter noch sonstige Vorteile oder Geschäftschancen übertragen werden, noch 
eine kausale Verknüpfung zwischen der Übertragung von Vorteilen im weitesten Sinne 
und der Übertragung der Befähigung, eine Funktion auszuüben, besteht? 

  

 

DBA LUX Art 18 Abs 3: 
Nichtselbständige Arbeit, Doppelbesteuerungsabkommen, Luxemburg  

Bundesfinanzhof Az: VI R 25/23  
Zur Frage des Besteuerungsrechts von Lohneinkünften eines bei einem Staatsorchester tä-
tigen Musikers mit deutschem Wohnsitz nach dem Doppelbesteuerungsabkommen zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und dem Großherzogtum Luxemburg. 

  

 

DSGVO Art 15: 
Datenschutz-Grundverordnung, Auskunftsrecht, Außenprüfung  

Bundesfinanzhof Az: IX R 28/23  
1. Umfasst Art. 15 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) einen Auskunfts-
anspruch auf die beim Betroffenen erhobenen (im konkreten Fall vom Betroffenen im 
Rahmen der Außenprüfung zur Verfügung gestellten Unterlagen) und darüber hinaus vom 
Finanzamt erzeugten (generierten) Daten? 
2. Knüpft die Vorlagepflicht gemäß Art. 15 Abs. 3 DSGVO lediglich an die Auskunfts-
pflicht gemäß Art. 15 Abs. 1 DSGVO an oder reicht sie weiter als diese? 

  

 

DSGVO Art 15: 
Datenschutzgrundverordnung, Kommanditist, Steuergeheimnis  

Bundesfinanzhof Az: IX R 22/23  
In welcher Form und in welchem Umfang erwächst einem Gesellschafter (im Streitfall 
handelt es sich um einen Treugeberkommanditist) ein Auskunfts- beziehungsweise Ak-
teneinsichtsanspruch aus dem Verfahrens- oder Datenschutzrecht? 

  

 

ErbStG § 13a Abs 1a: 
Gesonderte Feststellung, Erbfall, Arbeitnehmer, Mindestlohnsumme  

Bundesfinanzhof Az: II R 34/23  
Sind der Erblasser und geringfügige Beschäftigte in die Anzahl der Beschäftigten im 
Sinne des § 13a Abs. 1 Satz 4 ErbStG mit einzubeziehen? 
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ErbStG § 7 Abs 1 Nr 1: 
Schenkungsteuer, Lebenslängliche Nutzungen und Leistungen, Kapitalwert, Verviel-
fältiger, Zinssatz  

Bundesfinanzhof Az: II R 35/23  
Ist der zur Berechnung des Kapitalwerts einer lebenslangen Leistung auf den Jahreswert 
anzuwendende Vervielfältiger vor dem Hintergrund des BVerfG-Beschlusses vom 
08.07.2021 - 1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17 zur Vollverzinsung unter Zugrundelegung 
eines vertraglich vereinbarten Zinssatzes oder eines Zinssatzes von 1,8% anstelle der ge-
setzlich vorgesehenen 5,5% zu ermitteln? 

  

 

EStG § 15 Abs 1 S 1 Nr 2: 
Stille Gesellschaft, Mitunternehmerrisiko, Dienstleistung, Einlage, Geschäftsführung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 24/23  
Führten die von einer im Immobilienbereich tätigen GmbH mit ihrem Geschäftsführer 
und dem Prokuristen jeweils objektbezogen geschlossenen Verträge über eine "stille Be-
teiligung durch Erbringung von Dienstleistungen" zu einer atypisch stillen Gesellschaft, 
deren Einkünfte gesondert und einheitlich festzustellen waren? Konnte im Streitfall eine 
besonders ausgeprägte Mitunternehmerinitiative der stillen Gesellschafter ein -mangels 
Verlustbeteiligung- allenfalls geringes Mitunternehmerrisiko kompensieren? 

  

 

EStG § 15a: 
Verlustbeschränkung, Anwachsung  

Bundesfinanzhof Az: XI R 2/23  
Können Verluste im Sinne des § 15a EStG und des § 10a GewStG, die für eine GmbH als 
am ganzen Vermögen einer KG beteiligten Kommanditistin entstanden sind, im Fall der 
Anwachsung auf die GmbH von dieser mit eigenen Gewinnen verrechnet werden? 

  

 

EStG § 15a Abs 1a: 
Negatives Kapitalkonto, Verlustausgleich, Einlage, Rückwirkung, Leistungsfähigkeit  

Bundesfinanzhof Az: IV R 27/23  
Ist § 15a Abs. 1a EStG insoweit mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar, als die Vorschrift nach-
trägliche Einlagen eines Kommanditisten bei der Bemessung eines Verlustausgleichsvo-
lumens für den horizontalen Verlustausgleich in zukünftigen Veranlagungszeiträumen un-
berücksichtigt lässt? 

  

 

EStG § 15b Abs 1 S 1: 
Personengesellschaft, Steuerstundungsmodell, Investitionsabzugsbetrag, Sonderab-
schreibung, Bagatellgrenze, Fondsgesellschaft  

Bundesfinanzhof Az: IV R 13/23  
Sind die Initiatoren eines geschlossenen Fonds (hier Windkraftfonds) im Hinblick auf die 
Frage, ob ein Steuerstundungsmodell vorliegt, ebenso wie die übrigen Anleger zu behan-
deln, wenn sie der modellhaft vorgefertigten Gemeinschaftskonstruktion zu denselben 
Bedingungen wie diese beigetreten sind? Sind Sonderabschreibungen in verfassungskon-
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former Auslegung des § 15b Abs. 3 EStG nicht in die Berechnung der Nichtaufgriffs-
grenze einzubeziehen mit der Folge, dass kein Steuerstundungsmodell vorliegt, wenn die 
prognostizierten Verluste auf der Inanspruchnahme eines Investitionsabzugsbetrags beru-
hen? 

  

 

EStG § 15b Abs 1 S 1: 
Personengesellschaft, Steuerstundungsmodell, Investitionsabzugsbetrag, Sonderab-
schreibung, Bagatellgrenze, Fondsgesellschaft  

Bundesfinanzhof Az: IV R 14/23  
Sind die Initiatoren eines geschlossenen Fonds (hier Windkraftfonds) im Hinblick auf die 
Frage, ob ein Steuerstundungsmodell vorliegt, ebenso wie die übrigen Anleger zu behan-
deln, wenn sie der modellhaft vorgefertigten Gemeinschaftskonstruktion zu denselben 
Bedingungen wie diese beigetreten sind? Sind Sonderabschreibungen in verfassungskon-
former Auslegung des § 15b Abs. 3 EStG nicht in die Berechnung der Nichtaufgriffs-
grenze einzubeziehen mit der Folge, dass kein Steuerstundungsmodell vorliegt, wenn die 
prognostizierten Verluste auf der Inanspruchnahme eines Investitionsabzugsbetrags beru-
hen? 

  

 

EStG § 2 Abs 1: 
Gewinnerzielungsabsicht, Totalgewinn, Liebhaberei  

Bundesfinanzhof Az: III R 45/22  
Anforderungen an die Gewinnprognose und die Gewinnerzielungsabsicht bei der verlust-
behafteten Bewirtschaftung eines unter Denkmalschutz stehenden und sanierten Gebäu-
des (hier: Burg X); Dauer des Prognosezeitraums 

  

 

EStG § 20 Abs 1 Nr 7 S 3: 
Erstattungszinsen, Einkünfte aus Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung, 
Werbungskosten, Säumniszuschlag, Rechtliches Gehör  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 21/23  
Stellen die im Streitjahr 2003 zugeflossenen Erstattungszinsen i.S. des § 233a AO Ein-
nahmen aus Kapitalvermögen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 7 Satz 3 EStG i.d.F. des JStG 2010 
vom 8. Dezember 2010 (BGBl I 2010, 1768) dar?Hat das FG den Anspruch des Klägers 
auf rechtliches Gehör verletzt, weil dem Alter und dem Gesundheitszustand des Klägers 
u.a. bei Fristsetzung gemäß § 79b FGO nicht ausreichend Rechnung getragen wurde?Ge-
stritten wird ferner um den Abzug verschiedener Aufwendungen als Werbungskosten bei 
den Einkünften aus §§ 20, 21 EStG und als Sonderausgaben gemäß § 10b EStG, die An-
rechnung ausländischer Quellensteuer sowie entstandene Säumniszuschläge. 
Das Verfahren VIII R 39/11 war durch Beschluss vom 30.03.2015 bis zur Entscheidung 
des BVerfG in dem Verfahren 2 BvR 482/14 ausgesetzt. Nach dem Beschluss des 
BVerfG vom 12.07.2023 - 2 BvR 482/14 wurde das Revisionsverfahren wieder aufge-
nommen. 
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EStG § 20 Abs 1 Nr 7 S 3: 
Erstattungszinsen, Einkünfte aus Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung, 
Werbungskosten, Zinsfestsetzung, Rechtliches Gehör  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 20/23  
Stellen die im Streitjahr 2002 zugeflossenen Erstattungszinsen i.S. des § 233a AO Ein-
nahmen aus Kapitalvermögen gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 7 Satz 3 EStG i.d.F. des JStG 2010 
vom 8. Dezember 2010 (BGBl I 2010, 1768) dar?Hat das FG den Anspruch des Klägers 
auf rechtliches Gehör verletzt, weil dem Alter und dem Gesundheitszustand des Klägers 
u.a. bei Fristsetzung gemäß § 79b FGO nicht ausreichend Rechnung getragen wurde?Ge-
stritten wird ferner um den Abzug von Verlusten aus Anteilsveräußerungen gemäß § 17 
EStG, verschiedener Aufwendungen als Werbungskosten bei den Einkünften aus §§ 20, 
21 EStG und als Sonderausgaben gemäß § 10b EStG, die Anrechnung ausländischer 
Quellensteuer sowie festgesetzte Zinsen gemäß § 233a AO. 
Das Verfahren VIII R 38/11 war durch Beschluss vom 30.03.2015 bis zur Entscheidung 
des BVerfG in dem Verfahren 2 BvR 482/14 ausgesetzt. Nach dem Beschluss des 
BVerfG vom 12.07.2023 - 2 BvR 482/14 wurde das Revisionsverfahren wieder aufge-
nommen. 

  

 

EStG § 20 Abs 1 Nr 7: 
Kapitalforderung, Zwischenschaltung, Optionsschein, Gold, Tausch, Gestaltungs-
missbrauch  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 33/23  
1. Handelt es sich bei der Ausübung der eines Gold-Warrants innewohnenden Kaufoption 
um eine Einlösung einer sonstigen Kapitalforderung im Sinne des § 20 Abs. 2 Satz 2 
i.V.m. Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 EStG?2. Ist im Fall der Zwischenschaltung eines Options-
scheins (Warrants) die Vorschrift des § 20 Abs. 4a Satz 3 EStG anwendbar?3. Kommt es 
bei der Frage nach der Wirtschaftlichkeit einer Gestaltung nicht auf die steuerliche Ab-
zugsfähigkeit von Aufwendungen und somit auf einen steuerlichen Gewinn oder Verlust 
an, sondern allein darauf, ob der Steuerpflichtige durch seine Investition einen wirtschaft-
lichen Gewinn erzielen kann oder nicht? 

  

 

EStG § 20 Abs 2 S 1 Nr 7: 
Zwischenschaltung, Kapitalforderung, Optionsschein, Gold, Tausch  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 5/24  
1. Handelt es sich bei der Ausübung der eines Gold-Warrants innewohnenden Kaufoption 
um eine Einlösung einer sonstigen Kapitalforderung im Sinne des § 20 Abs. 2 Satz 2 
i.V.m. Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 EStG?2. Ist im Fall der Zwischenschaltung eines Options-
scheins (Warrants) die Vorschrift des § 20 Abs. 4a Satz 3 EStG anwendbar? 

  

 

EStG § 3 Nr 6: 
Doppelbesteuerung, Progressionsvorbehalt, Steuerbefreiung, Drittstaat  

Bundesfinanzhof Az: X R 29/22  
Ist die Steuerbefreiungsvorschrift des § 3 Nr. 6 EStG auch auf Bezüge aus Drittstaaten an-
zuwenden? 
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EStG § 33 Abs 2 S 3: 
außergewöhnliche Belastung, zumutbare Belastung, Diätverpflegung, Krankheitskos-
ten, Erstattung, Selbstbehalt, Verfassung  

Bundesverfassungsgericht Az: 2 BvR 1554/23  
Verfassungsmäßigkeit der zumutbaren Belastung und des Abzugsverbots für Diätverpfle-
gung 
-- Verfassungsbeschwerde-- 

  

 

EStG § 3a Abs 4: 
Sanierungsgewinn, Antrag, Gesetzesänderung, Feststellungsfrist, Rückwirkendes Er-
eignis  

Bundesfinanzhof Az: IV R 23/23  
Führt ein Antrag auf Freistellung eines Sanierungsertrags nach § 52 Abs. 4a Satz 3 EStG 
in einem sogenannten Altfall (Schulderlass vor dem 09.02.2017) als rückwirkendes Ereig-
nis im Sinne von § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO zum erneuten Anlaufen der Feststellungs-
frist nach § 175 Abs. 1 Satz 2 AO? Ist § 52 Abs. 4a Satz 3 EStG einschränkend dahin aus-
zulegen, dass eine Antragstellung nur bis zum Ablauf der Festsetzungs-/Feststellungsfrist 
möglich ist? 

  

 

EStG § 4 Abs 1: 
Bilanzierungsgrundsätze, Aktivierungspflicht  

Bundesfinanzhof Az: XI R 40/22  
Aktivierung von Ansprüchen aus einer Rückbauverpflichtung1. Sind die Bilanzierungs-
grundsätze der BFH-Urteile vom 17.02.1998 - VIII R 28/95 (BFHE 186, 29, BStBl II 
1998, 505), vom 20.05.1992 - X R 49/89 (BFHE 168, 182, BStBl II 1992, 904) und vom 
12.02.2015 - IV R 29/12 (BFHE 249, 177, BStBl II 2017, 668) anwendbar?2. Sind An-
sprüche anlässlich der Beendigung eines Mietverhältnisses aktivierungspflichtig? 

  

 

EStG § 48: 
Bauabzugsteuer, Betriebsvorrichtung, Ausland, Scheinbestandteil  

Bundesfinanzhof Az: III R 44/22  
1. Können Scheinbestandteile i.S. des § 95 BGB bzw. Betriebsvorrichtungen im Sinne 
des Bewertungsgesetzes, die sich innerhalb eines bestehenden Bauwerks i.S. des § 48 
EStG befinden - hier innerhalb einer Werkhalle -, auch isoliert betrachtet Bauwerk i.S. 
des § 48 Abs. 1 Satz 3 EStG sein ("Bauwerk im Bauwerk")?2. Stellen Fertigungsstraßen, 
Roboter, Schaltschränke oder Bedienpulte in den Fertigungsstraßen Bauwerke dar? 

  

 

EStG § 6 Abs 1 Nr 2: 
Eigentumswohnung, Anschaffungskosten, Aktivierung, Zurechnung, Verwaltungsver-
mögen, Rückstellung, Instandhaltung, Wirtschaftsgut  

Bundesfinanzhof Az: IV R 19/23  
Ändert § 10 Abs. 7 Satz 1 des Wohnungseigentumsgesetzes 2007, wonach das Verwal-
tungsvermögen der Wohnungseigentümergemeinschaft (WEG) gehört, etwas an dem 
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Grundsatz, dass ein bilanzierender Gewerbetreibender, dem eine Eigentumswohnung ge-
hört und der Zahlungen in eine von der WEG gebildete Instandhaltungsrückstellung ge-
leistet hat, seine Beteiligung an der Instandhaltungsrückstellung mit dem Betrag der ge-
leisteten und noch nicht verbrauchten Einzahlungen aktivieren muss? Steht die Rechtspre-
chung des II. Senats des BFH, nach der der auf die anteilige Instandhaltungsrückstellung 
entfallende Kaufpreis die grunderwerbsteuerliche Gegenleistung nicht mindert, der Akti-
vierung entgegen? 

  

 

EStG § 6 Abs 5: 
Personengesellschaft, Schwestergesellschaft, Stille Reserven, Übertragung, Ent-
nahme  

Bundesfinanzhof Az: IV R 2/24  
Ermöglicht § 6 Abs. 5 EStG in verfassungskonformer Auslegung die steuerneutrale Über-
tragung eines Wirtschaftsguts aus dem Gesamthandsvermögen einer Personengesellschaft 
auf eine beteiligungsidentische Schwesterpersonengesellschaft? 
Das Verfahren war durch Beschluss vom 27.12.2013 - IV R 28/12 bis zur Entscheidung 
des BVerfG in dem Verfahren 2 BvL 8/13 ausgesetzt. Nach Veröffentlichung des 
BVerfG-Beschlusses vom 28.11.2023 - 2 BvL 8/13 ist das Verfahren wieder aufgenom-
men und wird unter den Aktenzeichen IV R 2/24 (IV R 28/12) fortgeführt. 

  

 

EStG § 7g Abs 1 S 2 Nr 1 Buchst b: 
Investitionsabzugsbetrag, Gewinn, Auslegung  

Bundesfinanzhof Az: III R 38/23  
Auslegung des Tatbestandsmerkmals "Gewinn" im Sinne von § 7g Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
Buchstabe b EStG:Ist für die Prüfung der Überschreitung der Gewinngrenze im Sinne von 
§ 7g Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. b EStG der Steuerbilanzgewinn oder ein um außerbilan-
zielle Effekte wie nichtabziehbare Betriebsausgaben sowie einkommensteuerfreie Einnah-
men korrigierter Gewinn maßgebend? 

  

 

FGO § 52a Abs 4 S 1 Nr 2: 
Besonderes elektronisches Steuerberaterpostfach, Nutzungspflicht  

Bundesfinanzhof Az: X R 31/23  
Kommt es für die aktive Nutzungspflicht des besonderen elektronischen Steuerberater-
postfachs (beST) ab dem 01.01.2023 (§ 52d Satz 1 und 2 FGO) nicht darauf an, ob der 
Registrierungsbrief der Bundessteuerberaterkammer zur Anmeldung beim beSt im Zeit-
punkt der Klageerhebung bereits vorgelegen hat oder nicht? Ist allein entscheidend, dass 
die digitale Infrastruktur des beSt vollumfänglich und funktionstüchtig zur Verfügung 
stand? 

  

 

FGO § 52d: 
Rechtsbehelfsbelehrung, Klage, Unwirksamkeit, Wiedereinsetzung  

Bundesfinanzhof Az: XI R 26/23  
Richtigkeit der Rechtsbehelfsbelehrung in einer Einspruchsentscheidung bezüglich der 
Nutzungspflicht des besonderen elektronischen Steuerberaterpostfachs (beSt) ab dem 
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01.01.2023? Formunwirksamkeit einer per Telefax eingereichten Klage bei Nichtnutzung 
des sog. Fast Lane Verfahrens? Wiedereinsetzung in den vorigen Stand? 

  

 

GewStG § 3 Nr 20 Buchst b: 
Beteiligungsveräußerung, Mehrstöckige Personengesellschaft, Steuerschuldner, Ge-
werbesteuer, Steuerbefreiung, Einbringung, Stille Reserven  

Bundesfinanzhof Az: IV R 40/22  
Ist im Falle einer Beteiligungsveräußerung im Rahmen mehrstöckiger Personengesell-
schaften nur diejenige Gesellschaft Schuldnerin der Gewerbesteuer, an der der anteilsver-
äußernde Gesellschafter unmittelbar beteiligt ist? Kommt die Befreiungsvorschrift des § 3 
Nr. 20 Buchst. b GewStG im Rahmen einer mehrstöckigen Gesellschaftsstruktur nur bei 
derjenigen Gesellschaft zur Anwendung, die selbst die persönlichen und tatbestandlichen 
Voraussetzungen erfüllt? Wird nur derjenige Gewerbeertrag befreit, der unmittelbar aus 
der privilegierten Tätigkeit erzielt wird? 

  

 

GewStG § 9 Nr 3 S 2: 
Tonnagesteuer, Unterschiedsbetrag, Ausland, Kürzung, Rückwirkung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 22/23  
Sind aufgelöste Unterschiedsbeträge in die Kürzung des Gewerbeertrags nach § 9 Nr. 3 
des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) einzubeziehen? Verstößt die Änderung des § 7 
Satz 3 GewStG durch das Gesetz vom 12.12.2019 zur weiteren steuerlichen Förderung 
der Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften (sog. JStG 
2019), wodurch die Einbeziehung aufgelöster Unterschiedsbeträge in die Kürzung entge-
gen dem Senatsurteil vom 25.10.2018 - IV R 35/16 ausgeschlossen werden soll, gegen 
das verfassungsrechtliche Rückwirkungsverbot? 

  

 

GewStG § 9 Nr 3 S 3: 
Gewerbeertrag, Kürzung, Ausland, Schiff, Charter, Betriebsstätte, Beihilfe  

Bundesfinanzhof Az: IV R 30/23  
Stellt der Einsatz von Schiffen im Wege der Reisecharter und der Slotcharter einen Be-
trieb von Handelsschiffen im internationalen Verkehr im Sinne des § 9 Nr. 3 Satz 4 Ge-
wStG dar? Handelt es sich dabei jedenfalls um Nebengeschäfte oder Hilfsgeschäfte im 
Zusammenhang mit dem Einsatz von Schiffen im Wege der Zeitcharter? Steht das uni-
onsrechtliche Beihilfeverbot der Einbeziehung des aus dem Einsatz von Schiffen im 
Wege der Reisecharter und der Slotcharter erzielten Gewerbeertrags in die Kürzung nach 
§ 9 Nr. 3 GewStG entgegen? 

  

 

GG Art 20 Abs 3: 
Körperschaftsteuererhöhung, Verfassungswidrigkeit, Rückwirkung, Nettoprinzip, 
Gleichheitsgrundsatz, EK 02  

Bundesfinanzhof Az: I R 6/24  
1. Verstoßen die Regelung des § 38 Abs. 5 und 6 KStG (i.d.F. des JStG 2008) und die da-
mit herbeigeführte zwangsweise Besteuerung des EK 02 gegen das verfassungsrechtliche 
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Rückwirkungsverbot und gegen das Nettoprinzip? Verstößt die Beschränkung des Opti-
onsrechts i.S. des § 34 Abs. 16 KStG auf bestimmte Körperschaften gegen den Gleich-
heitsgrundsatz?2. Das Verfahren I R 37/14 wurde durch Beschluss vom 08.06.2016 bis 
zur Entscheidung des BVerfG in dem Verfahren 2 BvR 988/16 ausgesetzt.3. Das BVerfG 
hat mit Beschluss vom 07.12.2022 - 2 BvR 988/16 den Gesetzgeber verpflichtet, den fest-
gestellten Verfassungsverstoß bis zum 31.12.2023 rückwirkend zu beseitigen. Das Ver-
fahren wird nun unter dem neuen Az. I R 6/24 (I R 37/14) fortgesetzt. 

  

 

GrEStG § 1 Abs 1 Nr 1: 
Erbbaurecht, Verlängerung, Grunderwerbsteuer, Vertrag, Auslegung, Bemessungs-
grundlage, Abzinsung  

Bundesfinanzhof Az: II R 36/23  
1. Ist die Änderung eines Vertrags im Hinblick auf die zukünftige automatische Verlänge-
rung eines vereinbarten Erbbaurechts so auszulegen, dass die bindende Zustimmung 
durch "beredtes Schweigen" erst mit Verstreichen der jeweiligen Widerspruchsfrist als er-
teilt gilt, sodass die Grunderwerbsteuer gemäß § 14 Nr. 1 GrEStG erst in diesem Zeit-
punkt entsteht?2. Ist die Bemessungsgrundlage abzuzinsen (vgl. hierzu II R 3/22)? 

  

 

GrEStG § 1 Abs 2a: 
Grunderwerbsteuer, Anteilsübertragung, Personengesellschaft, Mittelbare Beteili-
gung  

Bundesfinanzhof Az: II R 33/23  
Ist § 6a Satz 4 GrEStG auch bei der Einbringung zur Neugründung teleologisch zu redu-
zieren? 

  

 

GrEStG § 6a S 4: 
Grunderwerbsteuer, Umstrukturierung, Konzern, Nachbehaltensfrist  

Bundesfinanzhof Az: II R 30/23  
Ist § 6a Satz 4 GrEStG in solchen Fällen teleologisch zu reduzieren, in denen die Ge-
schäftsanteile einer (mittelbar) grundstückshaltenden Gesellschaft innerhalb der Nachbe-
haltensfrist von weniger als fünf Jahren nach einem grunderwerbsteuerbaren, aber nach § 
6a Satz 1 und Satz 2 GrEStG begünstigten Rechtsvorgang in einem seinerseits grunder-
werbsteuerbaren Rechtsvorgang an einen konzernfremden Dritten veräußert werden? 

  

 

KiStG BY Art 3 Abs 3: 
Kirchensteuer, Steuerpflicht, Wiederaufnahme, Mitglied  

Bundesfinanzhof Az: X R 28/22  
Kann eine Wiederaufnahme gemäß § 8 KGliedG 1965 eines gemäß § 7 Abs. 1 KGliedG 
1965 aus der Kirche Ausgetretenen auch dann wirksam gemäß den maßgeblichen inner-
kirchlichen Regelungen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern erfolgen, wenn 
der Wiederaufzunehmende seinen Hauptwohnsitz zum Zeitpunkt der Wiederaufnahme 
nicht in Bayern, sondern in einem anderen Bundesland hat? 
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KStG § 1 Abs 1: 
Doppelbesteuerung, Verlustabzug, Betriebsstätte, Ausland, Niederlassungsfreiheit  

Bundesfinanzhof Az: I R 45/23  
Berücksichtigung finaler Fremdwährungsverluste im Zusammenhang mit der Aufgabe ei-
ner irischen Betriebsstätte? 

  

 

KStG § 32 Abs 5 S 2 Nr 2: 
Kapitalertragsteuer, Kapitalverkehrsfreiheit, Verzinsung, Rückstellung, Erstattungs-
anspruch, Zinslauf  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 40/23  
Anspruch auf Erstattung von Kapitalertragsteuer gemäß § 32 Abs. 5 KStG und Verzin-
sung des Erstattungsanspruchs1. Ist § 32 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 KStG im Hinblick auf die 
Kapitalverkehrsfreiheit im Wege der geltungserhaltenden Reduktion mit der Maßgabe an-
zuwenden, dass eine im Ergebnis nicht vorzunehmende Besteuerung der in § 8b Abs. 1 
KStG genannten Bezüge infolge einer aufwandswirksamen Rückstellungsbildung als aus-
reichend anzusehen ist?2. Kann die Regelung des § 233a Abs. 1 AO auf andere Abzug-
steuern wie die Kapitalertragsteuer ausgeweitet werden?3. Ist für Zwecke des Erstattungs-
verfahrens bei der Kapitalertragsteuer ein Prüfungszeitraum von vier Monaten und zehn 
Arbeitstagen (in entsprechender Anwendung der vom BFH im Urteil vom 22.10.2019 - 
VII R 24/18, BFHE 267, 90 für den Bereich der Energiesteuerentlastung herausgearbeite-
ten Grundsätze) angemessen? 

  

 

KStG § 36 Abs 6a: 
Körperschaftsteuerguthaben, Körperschaftsteuerminderung, Gleichbehandlung  

Bundesfinanzhof Az: I R 7/24  
1. Verstoßen die durch das Jahressteuergesetz 2010 getroffenen Regelungen zur Umglie-
derung der Teilbeträge des verwendbaren Eigenkapitals (vEK) in ein Körperschaftsteuer-
guthaben gegen den Gleichheitssatz des Grundgesetzes? Führt die weiterhin vorzuneh-
mende Verrechnung von negativen EK 02 mit belasteten vEK (EK 40) zu einer verfas-
sungswidrigen Vernichtung von Körperschaftsteuerminderungspotential?2. Das Verfah-
ren I R 59/14 ruhte durch Beschluss vom 29.01.2015 bis zur Entscheidung des BVerfG in 
dem Verfahren 2 BvL 29/14 (Vorlagebeschluss des FG Münster vom 16.09.2014 - 9 K 
1600/12 F).3. Das BVerfG hat mit Beschluss vom 06.12.2022 - 2 BvL 29/14 den Gesetz-
geber verpflichtet, den festgestellten Verfassungsverstoß bis zum 31.12.2023 rückwirkend 
zu beseitigen. Das Verfahren wird nun unter dem neuen Az. I R 7/24 (I R 59/14) fortge-
setzt. 

  

 

KStG § 8 Abs 3 S 4: 
Verdeckte Einlage, Bilanzberichtigung  

Bundesfinanzhof Az: I R 40/23  
1. Mindert eine verdeckte Einlage auch dann das Einkommen des Gesellschafters (§ 8 
Abs. 3 Satz 4 KStG), wenn die Einlage beim Gesellschafter nach § 17 Abs. 1 Satz 2, Abs. 
2 Satz 2 EStG hätte versteuert werden müssen, diese Versteuerung aber materiell-recht-
lich unzutreffend unterblieben ist und der gegenüber dem Gesellschafter ergangene Ein-
kommensteuerbescheid aus verfahrensrechtlichen Gründen nicht mehr geändert werden 
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kann?2. Sind im Rahmen des formellen Bilanzzusammenhangs fehlerhafte Bilanzansätze 
dann erfolgswirksam zu berichtigen, wenn sich auch der Bilanzierungsfehler erfolgswirk-
sam ausgewirkt hat? 

  

 

UmwStG § 11 Abs 1: 
Umwandlung, Verschmelzung, Wertermittlung, Holding, Niederlassungsfreiheit  

Bundesfinanzhof Az: X R 34/21  
1. Ermittlung des Übertragungswerts einer nicht operativ tätigen inländischen Holdingge-
sellschaft bei grenzüberschreitender Verschmelzung - Berücksichtigung eines negativen 
Geschäfts- oder Firmenwerts?2. Wann liegt eine nicht operativ tätige Holdinggesellschaft 
vor?3. Stellt die Nichtberücksichtigung eines negativen Geschäfts- oder Firmenwerts der 
Holdinggesellschaft bei grenzüberschreitender Verschmelzung einen Verstoß gegen das 
Unionsrecht dar? 

  

 

UmwStG § 12 Abs 2 S 1: 
Umwandlung, Verschmelzung, Unionsrecht  

Bundesfinanzhof Az: X R 27/22  
1. Verstoßen die nationalen Regelungen in § 12 Abs. 2 Satz 1 und 2 UmwStG 2006 
i.V.m. § 8b Abs. 2 Satz 1 und 2 bzw. Abs. 3 Satz 1 KStG in grenzüberschreitenden inner-
gemeinschaftlichen Aufwärtsverschmelzungen gegen Art. 7 Abs. 1 der EU-Richtlinie 
2009/133/EG vom 19.10.2009 (Fusionsrichtlinie)?2. Folgt aus Art. 7 Abs. 1 der Fusions-
richtlinie, dass die Kosten für den Vermögensübergang den (zu 95 % steuerfreien) Über-
nahmegewinn nicht mindern dürfen? 

  

 

UmwStG § 2 Abs 4: 
körperschaftsteuerlicher Verlustrücktrag, Verschmelzung, Verlustverrechnungsverbot 

Bundesfinanzhof Az: X R 32/21  
Reichweite des Verlustausgleichs- bzw. -verrechnungsverbots nach § 2 Abs. 4 Satz 3 
UmwStG bei Verschmelzung einer Gewinn- und VerlustgesellschaftGreift das Verlust-
ausgleichs- bzw. -verrechnungsverbot des § 2 Abs. 4 Satz 3 UmwStG ein, wenn ein ver-
schmolzener Rechtsträger einen körperschaftsteuerlichen Verlustrücktrag von ausschließ-
lich im Folgejahr der Verschmelzung entstandenen Verlusten zurück in das Jahr der Ver-
schmelzung begehrt, oder hat der Verlustrücktrag nach den allgemeinen Regeln des § 8 
Abs. 1 KStG i.V.m. § 10d Abs. 1 Satz 1 EStG zu erfolgen? 

  

 

UmwStG § 20 Abs 3 S 1: 
Einbringung, Betriebsvermögen, Veräußerungsgewinn, Bindungswirkung  

Bundesfinanzhof Az: X R 30/23  
Bindungswirkung des § 20 Abs. 3 Satz 1 UmwStG 2006 (Bindung an den Ansatz des ein-
gebrachten Betriebsvermögens bei der aufnehmenden Kapitalgesellschaft für die Ermitt-
lung des Veräußerungsgewinns des Einbringenden gemäß § 18 Abs. 3 i.V.m. § 16 EStG). 
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UmwStG § 21 Abs 1 S 2: 
Anteilstausch, Formwechsel, Einbringungsgewinn, Abweichende Steuerfestsetzung, 
Billigkeit  

Bundesfinanzhof Az: X R 26/22  
Löst ein auf einen qualifizierten Anteilstausch von GmbH-Anteilen i.S. des § 21 Abs. 1 
Satz 2 UmwStG 2006 i.d.F. des JStG 2009 taggleich nachfolgender Formwechsel der 
GmbH in eine KG einen steuerpflichtigen Einbringungsgewinn II i.S. des § 22 Abs. 2 
UmwStG 2006 i.d.F. des JStG 2009 durch Sperrfristverletzung aus? Insoweit keine ab-
weichende Feststellung aus Billigkeitsgründen nach § 163 AO? 

  

 

UmwStG § 22 Abs 2: 
Einbringungsgeborene Anteile, Einbringungsgewinn, Sperrfrist, Teileinkünfteverfah-
ren  

Bundesfinanzhof Az: X R 29/23  
Ist für einen im Jahr 2011 anzusetzenden Einbringungsgewinn II nach § 22 Abs. 2 Um-
wStG 2006 das Teileinkünfteverfahren nach § 3 Nr. 40 Satz 3 und 4 EStG in der bis zum 
12.12.2006 geltenden Fassung anwendbar? 

  

 

UStG § 1 Abs 1 Nr 1 S 1: 
Schutzmaske, Sonstige Leistung, Coronavirus, Zuschuss, Entgelt  

Bundesfinanzhof Az: V R 24/23  
Ist die sog. Schutzmaskenpauschale nach § 5 Abs. 1 der Verordnung zum Anspruch auf 
Schutzmasken zur Vermeidung einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 i.d.F. 
vom 14.12.2020 (SchutzmV) der Umsatzsteuer zu unterwerfen? 

  

 

UStG § 12 Abs 2 Nr 1: 
Speiselieferungen, Getränkelieferung, Ermäßigter Steuersatz, Aufteilung  

Bundesfinanzhof Az: XI R 19/23  
Ist die Aufteilung nach der sog. Food-and-Paper-Methode eine im Vergleich zur Auftei-
lung nach den Verkaufspreisen gleich einfache und sachgerechte Aufteilungsmethode bei 
sog. Spar-Menüs in der Systemgastronomie? 

  

 

UStG § 18 Abs 9 S 6: 
Vorsteuer, Gegenseitigkeit, Drittland  

Bundesfinanzhof Az: XI R 27/23  
Vorsteuerabzug eines sog. Drittlandsunternehmens bei Leistungsbezug inländischer sog. 
Repräsentationsbüros? 

  

 

UStG § 25b: 
Rechnungsberichtigung, Innergemeinschaftliches Dreiecksgeschäft  

Bundesfinanzhof Az: XI R 35/22  
Rückwirkung einer Rechnungsberichtigung bei einem innergemeinschaftlichen Dreiecks-
geschäft:Kann einer Rechnungsberichtigung und der entsprechenden Änderung der Zu-
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sammenfassenden Meldung eine rückwirkende Heilung bei formell fehlerhaft behandel-
ten innergemeinschaftlichen Dreiecksgeschäften zukommen?Das Verfahren XI R 14/20 
ruhte durch Beschluss vom 19.10.2021 bis zur Entscheidung des EuGH in dem Verfahren 
C-247/21. Das Verfahren wurde wieder aufgenommen. 

  

 

UStG § 4 Nr 11: 
Versicherungsmakler, Steuerfreiheit, Umsatzsteuer  

Bundesfinanzhof Az: XI R 7/23  
Stellen von der Klägerin durchgeführte Optimierungen von Krankenversicherungsverträ-
gen, bei denen es nicht zu einem Wechsel der Krankenversicherung kommt, die Tätigkeit 
eines Versicherungsmaklers dar und sind diese Leistungen damit umsatzsteuerfrei nach § 
4 Nr. 11 UStG? 

  

 

UStG § 4 Nr 14 Buchst a: 
Steuerfreiheit, Heilbehandlung  

Bundesfinanzhof Az: XI R 24/23  
Umsatzsteuerfreie Heilbehandlung nach § 4 Nr. 14 Buchst. a UStG bei der vertretungs-
weisen Übernahme eines ambulanten ärztlichen Notdienstes und der Entnahme von Blut-
proben für die Polizeibehörden gegen Entgelt? 


